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Beschluss 
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 P021873  

 
 

Ratschlag und Entwurf zu einer Teilrevision des Gesetzes betr. die Einführung 
des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenversicherung sowie über die Ausrichtung von kantonalen Beihilfen 
(EG/ELG); Umsetzung der im Bericht zur Alterspolitik aufgeführten 
Systemverbesserungen im Pflegebereich; Änderung der Verordnung betr. 
Ergänzungsleistungen und kantonale Beihilfen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (VELG)  
 
BER  der GSK Nr. 9214 vom 02.01.2003 

 

://: Zustimmung mit redaktionellen Änderungen  

 

 

Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung sowie über die Ausrichtung 
von kantonalen Beihilfen (EG/ELG) 

Änderung vom 22. Januar 2003 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, auf Antrag seiner Gesundheits- und 
Sozialkommission, beschliesst: 

I. 

Das Gesetz über die Einführung des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen zur 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung sowie über die Ausrichtung von 
kantonalen Beihilfen (EG/ELG) vom 11. November 1987 wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 erhält folgende neue Fassung: 

 § 1. Um die Lebenshaltung von Kantonseinwohnerinnen und Kantonseinwohnern 
in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen, welche Anspruch auf Renten der 
Eidgenössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung haben, zu 
erleichtern, richtet der Kanton 

Ablage:     
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A. Ergänzungsleistungen, 
B. Kantonale Beihilfen und 
C. Beiträge an die Kosten des Umweltschutzabonnementes aus. 
 

§ 7 Abs. 1 und 2 erhalten folgende neue Fassung: 

 § 7. Zu Unrecht bezogene Ergänzungsleistungen sind zurückzuerstatten. Für die 
Rückforderung und den Erlass gelten die Bestimmungen des Bundesgesetzes über den 
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG). 
2 Die rechtskräftigen Rückerstattungsverfügungen des zuständigen Amtes stehen 
vollstreckbaren Gerichtsurteilen im Sinne von Art. 80 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) gleich. 

 

§ 12 samt Titel erhält folgende neue Fassung: 

Einsprache 

 § 12. Gegen Verfügungen des zuständigen Amtes kann innerhalb von 30 Tagen 

nach deren Eröffnung bei der verfügenden Stelle mündlich oder schriftlich Einsprache 

erhoben werden. Davon ausgenommen sind prozess- und verfahrensleitende 

Verfügungen. Hinsichtlich des Verfahrens gelten die Bestimmungen des ATSG. 

 

Es wird folgender neuer § 12a eingefügt: 

Kantonale Rechtsmittel 

 § 12a. Gegen Einspracheentscheide oder Verfügungen, gegen welche eine 

Einsprache ausgeschlossen ist, können die Betroffenen innerhalb von 30 Tagen nach 

deren Eröffnung beim Sozialversicherungsgericht Beschwerde erheben. Im Übrigen 

gelten die Bestimmungen des Sozialversicherungsgerichtsgesetzes (SVGG) und des 

ATSG. 

 

Titel B vor § 14 erhält folgende neue Fassung: 

B. KANTONALE BEIHILFEN 

 

§ 14 Abs. 1, 2 und 3 erhalten folgende neue Fassung: 

 § 14. Bei der Eidgenössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
Rentenberechtigte haben zusätzlich Anspruch auf eine Beihilfe an zu Hause Wohnende, 
wenn sie die Voraussetzungen gemäss Art. 2-2d des Bundesgesetzes sowie § 15 dieses 
Gesetzes erfüllen und ihre gemäss Art. 3c des Bundesgesetzes anrechenbaren 
Einnahmen und allfällige Ergänzungsleistungen die gemäss Art. 3b Abs. 1 und 3 des 
Bundesgesetzes sowie §§ 3 und 6 dieses Gesetzes anerkannten Ausgaben, unter 
Einbezug des erhöhten Betrages für den allgemeinen Lebensbedarf für die kantonalen 
Beihilfen, nicht zu decken vermögen. 
2 Bei der Eidgenössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung 
Rentenberechtigte haben bei dauerndem oder längerem Aufenthalt in einem Spital, 
Alters-, Pflege- oder Behindertenheim zusätzlich Anspruch auf eine Pflegebeihilfe, wenn 
sie die Voraussetzungen gemäss Art. 2-2d des Bundesgesetzes sowie § 15 dieses 
Gesetzes erfüllen und soweit die gemäss Art. 3c des Bundesgesetzes anrechenbaren 
Einnahmen und allfällige Ergänzungsleistungen die gemäss Art. 3b Abs. 2 und 3 des 
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Bundesgesetzes sowie § 4 dieses Gesetzes anerkannten Ausgaben nicht zu decken 
vermögen. 
3 In Härtefällen können an Ergänzungsleistungs- und Beihilfenbezüger und –
bezügerinnen Mietzinsbeihilfen ausgerichtet werden, sofern der im Bundesgesetz 
festgelegte Mietzinsabzug nicht ausreicht. Einzelheiten regelt der Regierungsrat auf dem 
Verordnungsweg. 

 

§ 15 erhält folgende neue Fassung: 

§ 15. Anspruch auf eine Beihilfe haben Personen mit Wohnsitz und tatsächlichem 
Aufenthalt im Kanton Basel-Stadt, sofern sie innerhalb der letzten 15 Jahre während 10 
Jahren Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt gehabt haben. 
2 Vom Erfordernis des tatsächlichen Aufenthaltes im Kanton Basel-Stadt kann abgesehen 
werden, wenn der Aufenthalt in einem ausserkantonalen Heim aus medizinisch 
pflegerischen Gründen erfolgt bzw. weil kein geeigneter Heimplatz in Basel-Stadt zur 
Verfügung steht. 

 

§ 17 wird gestrichen. 

 

§ 18 samt Titel erhält folgende neue Fassung: 

Maximale Höhe der Beihilfe an zu Hause Wohnende 

§ 18. Die maximale Höhe der kantonalen Beihilfe an zu Hause Wohnende entspricht der 
Differenz zwischen dem Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf für die Ergän-
zungsleistungen und demjenigen für die kantonale Beihilfe. Als Betrag für den allge-
meinen Lebensbedarf für die kantonale Beihilfe wird ab 1. Januar 2003 bei Alleinste-
henden 18’740 Franken, bei Ehepaaren 28’110 Franken und bei Waisen 9’780 Franken 
anerkannt. 
2 Die Beträge für den allgemeinen Lebensbedarf für die kantonale Beihilfe sind vom 
Regierungsrat bei jeder Anpassung der Beträge für den allgemeinen Lebensbedarf bei 
den Ergänzungsleistungen der Preisentwicklung anzupassen. Massgebend ist der Basler 
Index der Konsumentenpreise. 

 

§ 19 wird neu um folgenden Absatz 2 erweitert: 
2 In Abweichung von Abs. 1 sind bei Heimaufenthalten für die Berechnung des 
Anspruchs, insbesondere im Eintritts- und im Austrittsmonat, nur die Kosten für die 
effektiven Aufenthaltstage zu berücksichtigen. Vorbehalten bleiben die im Falle von 
vorübergehender Abwesenheit vertraglich vereinbarten Reservationstaxen. 

 

§ 20 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

§ 20. Wird die Anmeldung für die Beihilfe innert sechs Monaten seit der Zustellung 
der Verfügung über eine Rente der Eidgenössischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung oder der Eidgenössischen Invalidenversicherung eingereicht, 
so beginnt der Anspruch im Monat der Einreichung des Anmeldeformulars zum Bezug der 
eidgenössischen Rente, frühestens jedoch mit der Rentenberechtigung. 

 

§ 22 erhält folgende neue Fassung: 
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§ 22. Zu Unrecht bezogene Beihilfen sind zurückzuerstatten. Wer durch unwahre 
oder unvollständige Angaben oder in anderer Weise für sich die Ausrichtung einer 
Beihilfe erwirkt, hat den zu Unrecht ausgerichteten Betrag mit Zins zu 5% 
zurückzuerstatten. Im Übrigen gelten für die Rückforderung und den Erlass die Be-
stimmungen des ATSG. 
2 Rückforderungen von zu Unrecht bezogenen Ergänzungsleistungen und Beihilfen 
können mit laufenden Beihilfen an zu Hause Wohnende verrechnet werden. Die Grenze 
für die Verrechnung bildet das betreibungsrechtliche Existenzminimum gemäss SchKG 
Art. 93, unabhängig von der Höhe des Roheinkommens des Bezügers bzw. der 
Bezügerin. 

 

Es wird folgender neuer § 22a eingefügt: 

Rückerstattung rechtmässig bezogener Beihilfen 

§ 22a. Rechtmässig bezogene Beihilfen sind aus dem Nachlass einer bisherigen 
oder früheren Bezügerin oder eines bisherigen oder früheren Bezügers oder des an der 
Beihilfe beteiligten Ehegatten zurückzuerstatten sofern weder Ehegatten, Blutsverwandte 
in auf- und absteigender Linie, noch Partnerinnen oder Partner aus einer bis dahin 
mindestens 5 Jahre dauernden Lebensgemeinschaft das Erbe antreten. 
2 Diese Rückerstattungsansprüche verjähren nach Ablauf von fünf Jahren, seitdem das 
zuständige Amt von ihrem Entstehen Kenntnis erhalten hat, in jedem Fall aber nach 
Ablauf von zehn Jahren seit der letzten Beihilfezahlung. 

 

§ 24 samt Titel erhält folgende neue Fassung: 

Einsprache 

 § 24. Gegen Verfügungen gemäss den §§ 14 ff. dieses Gesetzes kann innerhalb 

von 30 Tagen nach deren Eröffnung bei der verfügenden Stelle mündlich oder schriftlich 

Einsprache erhoben werden. Davon ausgenommen sind prozess- und verfahrensleitende 

Verfügungen. Hinsichtlich des Verfahrens gelten die Bestimmungen des SVGG und 

ATSG. 

 

Es wird folgender neuer § 24a eingefügt: 

Beschwerde 

 § 24a. Gegen Einspracheentscheide oder Verfügungen, gegen welche eine 

Einsprache ausgeschlossen ist, können die Betroffenen innerhalb von 30 Tagen nach 

deren Eröffnung beim Sozialversicherungsgericht Beschwerde erheben. Im Übrigen 

gelten die Bestimmungen des SVGG und des ATSG. 

 

2 Das Sozialversicherungsgericht entscheidet endgültig. 

 

Es wird folgender neuer Titel vor § 25a eingefügt: 

C. BEITRÄGE AN DIE KOSTEN DES UMWELTSCHUTZABONNEMENTES 

 

Es wird folgender neuer § 25a eingefügt: 
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Anspruch und Höhe der Beiträge 

§ 25a. Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen und/oder kantonalen 
Beihilfen mit Wohnsitz und tatsächlichem Aufenthalt im Kanton Basel-Stadt erhalten 
Beiträge an die Kosten des Umweltschutzabonnements für Senioren und Invalide des 
Tarifverbundes Nordwestschweiz. 
2 Die Vergünstigung des Jahresabonnementes beträgt 50%. Der Regierungsrat kann 
eine reduzierte Vergünstigung des Monatsabonnementes beschliessen. 

 

Es wird folgende Übergangsbestimmung eingeführt: 
 
II. 
 
Übergangsbestimmung zur Änderung vom 22. Januar 2003... 
 
Bei zu Hause wohnhaften Ehepaaren, die bei Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung 
bereits eine kantonale Beihilfe beziehen, werden als Betrag für den allgemeinen 
Lebensbedarf 28’770 Franken anerkannt; § 18 Abs. 2 findet keine Anwendung. Sobald 
der in § 18 Abs. 1 festgelegte Betrag für Beihilfe beziehende Ehepaare aufgrund dessen 
Anpassung an die Teuerung gemäss § 18 Abs. 2 den Betrag von 28'770 Franken erreicht 
oder darüber hinaus ansteigt, spätestens aber mit der übernächsten Anpassung des 
Beihilfe-Lebensbedarfs gemäss § 18 Abs. 2, gilt für alle Beihilfe beziehenden Ehepaare 
der gemäss § 18 festgesetzte Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf. 
 
 
 
 
III. 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und wird auf den 
1. Januar 2003 wirksam. 
 
 
 

 

 

Ablauf der Referendumsfrist:  8. März 2003 
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